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überbracht:

in re

Unverjähr-, unverzicht- & unantastbare  

 Self-executing-Völkerrecht-Beschwerde

26.02./29.04.2008 

 i.V.m. ZGB 28, wonach gemäß Art. 190 BV
für das Bundesge​richt und die anderen rechts​anwendenden Behörden EMRK-Völkerrecht maßge​bend ist &

                                                                                                                             - Originalbeilage,
Weisung GV.2008.00097 / SB.2008.00174 vom 25./29.04.2008, FRA 11 & 12, Schwamendingenstr. 10, 8050 Zürich, unterzeichnet von FR B. Jaisli, kostenpflichtig CHF 850,                                                                                                           - Originalbeilage,

Schreiben vom 14.05.2008, Gerichtsleitung BGZ, unterzeichnet vom Präsident, lic. iur. R. Kieser & GS lic. iur. Ch. Habegger, kostenfrei,                                           - Beilage,

von

Kraska Martin, Zürich,                                                                                                 Kläger,

c

Heiniger Thomas, Dr. iur., geb. am 29.05.1957, Regierungsrat & Direktor Zürcher Todeswesen, wohnh. in 8134 Adliswil, Hofernweg 7, Rotarier, FDP,            Beklagter,

betr.

vorsätzlicher Verletzung der persönlichen Verhältnisse 

wider besseres Wissen

rechtfertigen sich innert Frist folgende

A
Anträge
· Es seien alle Anträge der Zivilklage vom 26.02.2008 und alle Anträge des anläss​lich der Sühnverhandlung vom 11.04.2008, 9:30AM, eingereichten Plädoyers un​verzüglich & dringlichst unter Kosten- & Entschädigungsfolgen zu Gunsten des IBf’s vollumfänglich gutzuheissen.

· Es sei das Schreiben vom 14.05.2008, Gerichtsleitung BGZ, unterzeichnet vom Präsident, lic.iur. R. Kieser & GS lic.iur. Ch. Habegger, kostenfrei, ex tunc voll-ständig nichtig zu erklären und vollumfänglich kosten- & entschädi​gungspflichtig dringlichst aufzuheben,                                                                                      - Beilage.

· Es sei unverzüglich zur völkerrechtlich verfahrensgarantiert self-executing öffent-li​chen Hauptverhandlung gem. Art. 6-1/2 EMRK, IPBPR, BV, GVG, ZPO etc. un​ter anderem auch wegen des self-executing Beschleunigungsgebotes und der Schadens​minde​rungspflicht dringlichst vorladen zu lassen und

Wiederholung folgender Anträge

· Es sei innerstaatlich EMRK-Self-executing-Völkerrecht - ius cogens - zu vollstrecken.

· Es sei vorliegende Beschwerden gem. BGG Art. 62-1 für den IBf kostenlos
 - ius cogens -, jedoch gem. BGG Art. 68-1/2 für die Beklagten entschädigungsver​pflichtend
 - ius cogens -, zu behandeln.

· Es sei den Beschwerden EMRK-völkerrechtlich verfahrensgarantiert self-executing  - ius cogens - aufschiebende Wirkung beizufügen.

· Es sei als massgebendes Recht EMRK-Self-executing-Völker​recht i.V.m. Art. 28a-1 ZGB i.V.m. Art. 190 BV absolut zu gewähren und - ius cogens - zu gewähr​leisten.

· Es sei der menschenrechtskonforme Zustand - restitutio ad integrum quo ante - wieder herzustellen wie er denn heute ohne die dem IBf durch Bundes​richter und die anderen rechtsanwen​denden Behörden zugefügte Verletzung und Folgen durch Verweigerung seines unantast-, un​ver​zicht- & unverjährba​ren Völ​kerrechts  - ius cogens - wäre.

· Es sei dem IBf gem. Minimalanfor​derungen
 - ius cogens - im Sinne der In-korporati​ons-, Rechts​mit​tel-, Untersuchungs-, öffentlichen Beurteilungs-, öffent-lichen Verkündungs-, Sanktion​ierungs-, Wie​dergutmachungs- & Präventions​pflicht für das civil right selb​ständig ärztli​cher Tätigkeit Öffentlichkeit des Verfahrens herzustellen, zu ge​währen und zu ge​währleis​ten.

· Es sei gem. Minimalanfor​derungen
 - ius cogens - zur öffentlichen mündli​chen Hauptver​handlung mit Plädoyers der Parteien vorzula​den.

· Es sei dem IBf in diesem Verfahren für die ihm gesetzes- & verfahrenswidrig zuge​fügten immateriellen Schäden gem. Art. 49 OR adhäsionsweise im Ausmass der seit August 1984 durch die Staatsorgane landes- & weltweit betriebenen mut​willi​gen Zerstörung seiner beruflichen Karriere, Diskriminierung, unmenschli​chen, erniedrigenden Behandlung & Verletzung seiner persönlichen Familien​sphäre in​nerstaatlich unpfänd- & unverrechen​bar völkerrechtlich verfahrensga​rantiert - ius cogens - self-executing angemes​sene Ge​nugtuung zu ge​währen und zu gewährleisten.

· Es sei dem IBf in diesem Verfahren für die ihm gesetzes- & verfahrenswidrig zuge​fügten materiellen Schäden gem. Art. 41 OR adhäsionsweise im Aus​mass einer restituti​onis ad in​tegrum quo ante innerstaatlich unpfänd- & unverrechen​bar völkerrechtlich verfahrensga​rantiert - ius cogens - self-executing kos​tendeckenden Scha​denersatz und wirksamen punitive damage zu ge​währen und zu gewährleisten.

· Es sei das Urteil und Berichtigung öffentlich mitzuteilen und Dritten lan​des- & weltweit zu verkünden.

· Es sei alle beim Friedenrichteramt eingereichten Beweismittel, Beilagen, Akten & Urkunden des IBf’s von Völkerrechtes/Gesetzes/Amtes wegen beizuziehen und zum integrierenden Bestandteil vorliegender Self-executing-Völkerrecht-Be​schwerde zu erklären.

B
Begründung

THE EUROPEAN COURT OF HUMAN RIGHTS

[JUDGMENT 19 April 1993] STRASBOURG; (Zitat):
In the CASE OF 

KRASKA v. SWITZERLAND

(Application no. 13942/88)

„1. Holds unanimously that Article 6 para. 1 (art. 6-1) ap​plies in this case;“

1. Infolge unentschuldigter Abwesenheit des Beklagten liegt androhungsgemäss in Tat und Wahrheit vollumfängliche Anerkennung der tatsächlichen Klagegründe und Ver​zicht auf Einre​den vor.

2. Soweit im vorliegenden Verfahren die Haftung des Staates und der Beamten durch Bun​desrecht geregelt ist, findet gem. § 5 HG das Haftungsgesetz oh​nehin keine Anwendung.

3. Demzufolge werden dem Beklagten alle Folgen seines Fehlverhaltens & falscher Be​zug​nahme auf das kantonalzürcherische Haftungsgesetz zur Last gelegt.

4. Zusätzlich ist die unentschuldigte Abwesenheit infolge vorsätzlich begangener Störung des ordre pub​lic nach GVG § 198 ff mit Ordnungsbusse zu ahnden ist.

5. Das hiermit angefochtene Schreiben ist mangelhaft eröffnet zu beurteilen, indem das Schreiben keine Rechtsmittelbelehrung, keine Begrün​dung für die Fortset​zung der vorsätzlichen Verletzung des völkerrechtlich verfah​rensgarantiert self-executing rechtlichen Anspruchs des Zivilklägers auf mate​rielles und formelles Gehör durch ein Gericht gem. Art. 6-1/2 EMRK, IPBPR, BV & GVG etc. nach den Minimalanfor​derungen
 eines Rechtsstaates im Sinne der In​korporati​ons-, Rechts​mit​tel-, Untersuchungs-, öffentlichen Beurteilungs-, öf​fentlichen Verkün​dungs-, Sanktio​n​ierungs-, Wie​dergut​ma​chungs- & Prä​ventions​pflicht gegenüber dem IBf & gem. ZGB 28 ff enthält.

6. Stehen Bestimmungen des mate​riellen oder formellen Militärstrafrechts zu direkt anwendbaren („self-executing“) Konventionsnormen
 in Widerspruch, so kommt letzteren der Vorrang zu.

7. Das mangelhaft eröffnete Schreiben darf gem. Art. 49 BGG für das Opfer, den Ge​schädigten, Verletzten und Zivil​kläger keine Nachteile nach sich ziehen.

8. 2.3 Befreiung von der Sicherstellungspflicht
,
: Die Sicherstellungspflicht gilt nicht, wenn völkerrechtliche Verträge oder Gerichtsurteile in fine entgegenstehen. 

9. Beschwerdegründe: Soweit der Beschwerdeführer die Verletzung von Bundesrecht (Bundesverfassungsrecht, Bundesgesetzesrecht, Bundesverordnungsrecht, direkt anwendbares Völkerrecht) rügt,  überprüft das Bundesgericht frei und von Amtes wegen (Art. 106-1 BGG).

10. Das Rügeprinzip gilt für die Geltendmachung von Verletzungen von Grundrech​ten, und zwar unabhängig davon, ob diese in der Bundesverfassung (Art. 7 ff. BV), einem völkerrechtlichen Vertrag (z.B. EMRK, IPBPR [SR 0.103.2]) oder einer Kantonsverfassung gewährleistet seien. Die Grundrechte der Bundesverfassung ergeben sich aus Art. 7-33 BV, mit Einschluss des Diskriminierungsverbots (Art. 8 Abs. 2 sowie Abs. 3 Satz 1 und 3 BV; BGE 129 I 217, 220f.) und der verfahrens​rechtlichen Garantien (Art. 29 und 30 BV), namentlich der Anspruch auf rechtli​ches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV) und wird hiermit bereits auf kantonaler Ebene er​füllt.

11. Sowohl im Einzelnen wie auch in seiner Gesamtheit wird die Richtigkeit des ange​fochtenen Schreibens als beklagenswert vorsätzlich falsch bestritten, indem der Präsident BGZ völkerrechtlich offizialdeliktisch self-executing verfahrensgaran​tiert strafrechtlich relevant schuldhaft strafbar amtsmissbräuchlich, in ungetreuer Amtsführung, die Beklagte und Ständerätin begünstigend, wider besseres Wissen Rechtsverzöge​rung, Rechtsverweigerung und gem. Art. 974 ZGB bösgläubig den rechtlichen An​spruch auf materielles und formelles Gehör des IBf’s durch ein auf dem Gesetz be​ruhendes, unparteiisches, unabhängiges Gericht gem. Art. 6-1/2 EMRK, auf bil​lige Weise, öffentlich, innert nützlicher Frist, weiterhin in Geheim​justiz wider besseres Wissen verweigert. 

12. Auch Staatsverträge sind Teil des Bundesrechts, …. Sie gehen nach heutiger Auffas​sung in der Regel zwar nicht der BV, aber dem gleichrangigen innerstaatli​chen Recht vor und haben Vorrang gegenüber dem kantonalen Recht aller Stufen (HÄFELIN/ HALLER N 1050 ff.; hiezu auch P. SIEGENTHALER, ZBJV 1984 S. 212 ff., sowie VILLIGER § 3 N 47 ff.). …Die Europäische Menschenrechtskonven​tion (EMRK) weist demgegenüber, weil die von ihr garantierten Rechte in einer engen inhaltlichen Be​ziehung zu den verfassungsmässigen Rechten stehen, die Besonderheit auf, dass ihre Verletzung erst nach Erschöpfung des gesamten kan​tonalen Instanzenzuges mit staatsrechtlicher Beschwerde gerügt werden kann (OG in Vbdg. mit 84 I lit. a; HÄ​FELIN/HALLER N 1705). Ergänzend unten N 56 ff.

13. Unbestritten ist, dass die EMRK kantonalem Recht, auch den Kantonsverfassun​gen, sowie bundesrechtlichen Verordnungen vorgeht
. Nach bundesgerichtlicher Rechtspre​chung kommt einem völkerrechtlichen Vertrag in der schweizerischen Rechtsordnung der Rang eines Bundesgesetzes (bzw. gemäss BV 113 III auch ei​nes allgemeinverbindlichen Bundesbeschlusses) zu, was einem Teil der Doktrin ent​spricht. Die herrschende Meinung erblickt in der EMRK Übergesetzesrang, teilweise Verfassungs- oder gar Überverfassungsrang (VILLIGER § 3 N 47/48).

14. Die EMRK-Organe gehen grundsätzlich von der direkten Anwendbarkeit
 der mate​riellen Bestimmungen der EMRK aus, also von Art. 2-14, aber auch von Art. 15-18. Damit wird vorab die völkerrechtliche Ebene, werden namentlich die völ​kerrechtli​chen Verpflichtungen der Vertragsstaaten angesprochen.

15. Die Geltendmachung der Verletzung von Bestimmungen der EMRK hat vor Bundesgericht mittels staatsrechtlicher Beschwerde und damit namentlich unter Ausschöpfung des kantonalen Instanzenzuges (OG 86) zu erfolgen. Dem​nach ist auf die Rügen im kantonalen Beschwerdeverfahren auch in berufungsfä​higen Zivilsa​chen einzutreten (ZR 87 Nr. 94). In Analogie zu ZPO 285 II Satz 2 ist die kantonale NB stets zulässig, wenn eine Verletzung von EMRK 5 oder 6 geltend gemacht wird (ZR 95 Nr.69)
.Habscheid hat das von Saladin unter dem Gesichts​punkt der Verfassung behandelte Thema des Rechts auf ein faires Verfahren
 in Anknüpfung an EMRK 6 (Einf. N 36, 56 ff.) anhand konkreten Prozessrechts neu aufgenommen und sich dabei für die Ef​fektivität des Rechtsschutzes, für die Ver​meidung eines überspitzten Formalismus in dem von Haus auf formellen Prozess​recht und für das «Rechtsgespräch» eingesetzt (HABSCHEID, Philosophie, S. 6 ff.).

16. Überspitzter Formalismus
 ist eine besondere Form der Rechtsverweigerung und liegt vor, wenn für ein Verfahren rigorose Formvorschriften aufgestellt werden, wenn die Behörde formelle Vorschriften mit übertriebener Schärfe handhabt, wenn sie an Rechtsschriften überspannte Anforderungen stellt oder wenn dem Bürger der Rechtsweg in unzulässiger Weise versperrt wird (BGE 118 la 15 E. 2a mit Hinweisen). Die Effektivität des Rechtsschutzes wird im zürcherischen Zivil​prozess namentlich durch die allgemeinen Grundsätze des Verfahrens (§§ 50-57) und das «Rechtsge​spräch» durch die gesetzliche Möglichkeit der Referentenau​dienz (§ 118) angestrebt.

17. An das Gebot von Treu und Glauben ist auch das Gericht … gebunden … in der Aus​legung des klägerischen Rechtsbegehrens (ZR 22 Nr. 154), besonders in der Gewäh​rung des rechtlichen Gehörs an beide Parteien (§ 56)
.

18. Ein Anspruch auf ein Treu und Glauben entsprechendes Verhalten des Gerichts wird auch aus Art. 4 BV abgeleitet, dessen Missachtung das Bundesgericht in freier Kog​nition überwacht (BGE 102 Ia 579). Ein durch die Praxis eingeführtes oder im Gesetz aufgestelltes Formerfordernis des Verfahrensrechts stellt eine formelle Rechtsverwei​gerung dar, wenn es sich durch kein schutzwürdiges Inte​resse rechtfertigen lässt und die Durchsetzung des materiellen Rechts ohne sach​lichen Grund erschwert, sog. «überspitzter Formalismus»
 (vgl. oben N 2).

19. Das Rechtsbegehren
 ist nach seinem Sinngehalt und nach dem Grundsatz von Treu und Glauben auszulegen.

20. Eine Verletzung des aus BV 4 abgeleiteten Rechtsverzögerungsverbots
 ist wider-rechtlich i.S. dieser Bestimmung (vgl. auch § 53 N I ff.) und kann zur Staatshaf​tung nach kantonalem Recht führen ….

21. EMRK 6-1
 (Einf. N 56 ff.) garantiert u.a. jedermann, dass seine Sache vor Ge​richt «innerhalb einer angemessenen Frist gehört» werde. Die Verletzung des Grundsatzes kann zur Staatshaftung führen (§ 50 N 11). Der Prozessbeschleu​nigung können die Mittel einer konzentrierten Prozessführung dienen (HEYDEN und VOGEL je a.a.O.), die freilich rechtsstaatlichen Anforderungen, insbesondere dem Gebot rechtlichen Gehörs (§ 56), gerecht werden müssen.

22. Der auch in EMRK 6-1
 gewährleistete Anspruch auf rechtliches Gehörs ver​schafft  keine über BV4 hinausgehenden Rechte (BGE 111 Ia 274, 109 Ia 177; VO​GEL 6 N 75a). … Das rechtliche Gehör dient einerseits der Sachaufklärung (Sachdarstel​lung, Beweisabnahme), anderseits stellt es ein persönlichkeitsbezo​genes Mitwir​kungsrecht beim Erlass des Entscheides dar, der in die Rechts​stellung des Einzel​nen eingreift (Anhörung); es umfasst den grundsätzlichen An​spruch auf Aktenein​sicht (unten N 18 f.), auf Äusserung zu Vorbringen des Geg​ners, auf Stellungnahme zum Beweisergebnis (BGE 96 I 526, 101 Ia 296, 105 Ia 290). Dieses Normprogramm verwirklicht sich nur, wenn die Behörde die Vor​bringen des Betroffenen auch tat​sächlich hört, sorgfältig und ernsthaft prüft und in der Entscheidung berücksichtigt. … Der Anspruch bezieht sich auf alle form- und fristgerechten Äusserungen, Einga​ben und Anträge des Betroffenen, die zur Klärung der konkreten Streitfrage geeignet sind (BGE 112 Ia 3; so auch HAB​SCHEID, Philosophie, S. 14).

23. Doch gilt der Gehörsanspruch nicht unbegrenzt. Schranken können namentlich in der besonderen Dringlichkeit
 einer Entscheidung oder im Umstand liegen, dass bei vorgängiger Anhörung der Zweck einer zu treffenden Massnahme verei​telt werden könnte (BGE 106 Ia 6 bb.).

24. Ein wesentlicher Ausfluss des rechtlichen Gehörs ist der Anspruch auf Beweis​führung
, der bundesrechtlich nicht nur aus BV 4, sondern auch aus ZGB 8 folgt (N I vor § 133 ff.). Er ist im kantonalen Verfahren ausführlich kodifiziert. Dabei handelt es sich um das Recht zur Bezeichnung von Beweismitteln, auch zum Ge​genbeweis (insbesondere §§ 136, 210, 267), den Anspruch auf Abnahme der pro​zessual zulässi​gen, form- und fristgerecht angebotenen erheblichen Beweise (§ 140) sowie auf Teil​nahme an Beweisverhandlungen (§ 146).

25. Der Anspruch auf rechtliches Gehör ist formeller Natur
. Seine Verletzung hat die Aufhebung des angefochtenen Entscheids selbst dann zur Folge, wenn der Re​kurrent ein materielles Interesse nicht nachzuweisen vermag.

26. Ausführlich kodifiziert sind die Äusserungsrechte
 der Parteien im erst-instanzli​chen und im Rechtsmittelverfahren. Das gilt insbesondere für Art und Zahl der jeder Partei zustehenden Vorträge oder Rechtsschriften (vgl. §§ 121 ff., 264 ff., 276 ff.). Von der Regel zweimaliger Äusserung wird abgewichen im summarischen Verfahren (§ 206 N 3) und für blosse Zwischenverfahren (ZR 77 Nr. 101). - Auch im summari​schen Verfahren besteht indessen allgemein ein Anspruch auf rechtliches Gehör (BGE 106 Ia 4), abgesehen von Fällen besonderer Dringlichkeit (ZR 83 Nr. 55; vgl. oben N 2), obwohl im summarischen Verfahren kein Anspruch auf Replik und Duplik besteht (§ 206 N 5).

27. Bundesrecht und kantonales Recht
. Nach bundesgerichtlicher Rechtspre​chung hat eine Partei, die ohne Beeinträchtigung des notwendigen Lebensunter​halts für sich und ihre Familie die Prozesskosten nicht zu bestreiten vermag, in einem für sie nicht aussichtslosen Zivilprozess unmittelbar aufgrund von BV 4 Anspruch dar​auf, dass der Richter für sie ohne vorgehende Hinterlegung oder Si​cherstellung tätig werde, und dass ihr ein unentgeltlicher Rechtsbeistand beigege​ben werde, wenn sie eines solchen zur gehörigen Wahrung ihrer Rechte bedarf. Dieser Anspruch auf Rechtsschutz umfasst alle Prozesshandlungen, die nicht of​fenbar prozessual unzuläs​sig oder materiell aussichtslos sind; er gilt nicht bloss für die Prozessführung vor erster Instanz, sondern auch für die Ergreifung von Rechtsmitteln gegen das erstin​stanzliche Urteil (BGE 78 I 195, 95 I 415 E. 2, 98 Ia 341 E. I, 99 I a 327 E. 2,439 E. 2, 100 I a 113, 104 I a 73); … 

28. § 84 bringt richtigerweise zum Ausdruck, dass bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen ein Anspruch auf unentgeltliche Prozessführung besteht
.

29. Über das Gesuch um unentgeltliche Prozessführung ist in der Regel sofort zu ent​scheiden
, insbesondere nicht, wenn es in einem früheren Prozessstadium ge​stellt wurde, erst mit dem Endentscheid (s. ergänzend § 87 N 4).

30. Abs. 2. - Das Gericht kann Ausweise
 vom Gesuchsteller verlangen oder von Amtes wegen anfordern. Diese sollen Auskunft über seine finanziellen Verhält​nisse geben (Steuereinschätzung, Rentenansprüche, Unterhaltsverpflichtungen, Auszug aus dem Betreibungsregister, Buchhaltung usw.) oder über sein Anstel​lungsverhältnis und den Gesundheitszustand seiner Person und seiner Familien​angehörigen. Eventuell genügt Glaubhaftmachung (BGE 104 I a 324).

31. Im Rechtsmittelverfahren
 ist die unentgeltliche Prozessführung zu bewilli​gen, wenn das vorinstanzliche Verfahren oder der angefochtene Entscheid mit ei​nem Mangel behaftet ist, auch wenn die Rechtsmittelinstanz aus anderen Grün​den dazu gelangt, einen mit dem angefochtenen materiell übereinstimmenden Entscheid zu fällen. Denn mit dem neuen Entscheid der Rechtsmittelinstanz sind gegebenenfalls andere oder weitere Rechtsmittel (Berufung bzw. Nichtigkeitsbe​schwerde an das Bundesgericht) möglich, als wenn der vorinstanzliche Entscheid in Rechtskraft er​wächst (vgl. ZR 40 NI'. 132 lit. b).

32. § 85-2 - Die Bewilligung
 kann nach vorgängiger Abklärung der Verhältnisse (§ 84 I) in dem beschränkten Sinne erteilt werden, dass die dem Gesuchsteller auf​zuerle​gende allgemeine Prozesskaution … ganz erlassen wird (RB 1967 NI'. 24, ZR 53 NI'. 154, 50 NI'. 77 und NI'. 71, 42 NI'. 32 und NI'. 52 lit. 0). … Vorschussleis​tungen
 kön​nen nach § 83-2 ohne solche Bewilligungen erlassen werden.

33. § 88 lit. b - Der Präsident des Obergericht ist zuständig
, solange der Prozess nicht rechtshängig ist, also auch wenn die Klage bereits beim Friedensrichter er​hoben oder sogar die Weisung ausgestellt worden ist (ZR 50 Nr. 9). Für die Durchführung des Prozesses selbst muss jedoch ein Gesuch beim Prozessgericht gestellt werden (ZR 38 Nr. 37). - Die Zürcher Gerichte sind nur zuständig, wenn ein Prozess vor einem Zür​cher Gericht in Aussicht steht (ZR 39 Nr. 146 lit. b).

                                                                                                                       Freundliche Grüsse
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Alle Eingaben/Beweismittel/Gerichtsakten des IBf’s von Amtes wegen beizuziehen
Vorrang internationaler Abkommen

�  Bundesgerichtsgesetz (BGG), Stämpfli Verlag Bern, ISBN3-7272-2530-0, S.200 N 16


�  Bundesgerichtsgesetz (BGG), Stämpfli Verlag Bern, ISBN3-7272-2530-0, S.244 N 23


�  Universeller Menschenrechtsschutz, Walter Kälin/Jörg Künzli, ISBN 3-7190-2459-8, 2005, II. Inner-


    staatliche Durchsetzung der Menschenrechte, 1. Überblick , S.176 ff


� Universeller Menschenrechtsschutz, Walter Kälin/Jörg Künzli, ISBN 3-7190-2459-8, 2005, II. Inner-


    staatliche Durchsetzung der Menschenrechte, 1. Überblick , S.176 ff





�  Universeller Menschenrechtsschutz, Walter Kälin/Jörg Künzli, ISBN 3-7190-2459-8, 2005, II. 


    Innerstaatliche Durchsetzung der Menschenrechte, 1. Überblick , S.176 ff 


�  MKGE 9 Nr. 136, S. 250 lit. b., 1977, Bevölkerungsschutz & Sport VBS, Oberauditorat, Rechtsdienst 


�  Stämpflis Handkommentar, BGG, 2007, ISBN 3-7272-2530-0, S.200 N 16 


�  Basler Kommentar, BGG, Helbling Lichtenhahn Verlag 2008, ISBN 978-3-7190-2629-5, S.551 N 28


� ZPO S.13 N 56


� ZPO S.13 N 57


� ZPO S.928 N 16a


� ZPO S.208 N 1


� ZPO S.208 N 2


� ZPO S.210 N 8


� ZPO S.210 N 9


� ZPO S.211 N 10


� ZPO S.211 N 11


� ZPO S.226 N 1


� ZPO S.247 N 1


� ZPO S.247 N 2


� ZPO S.247 N 3


� ZPO S.247  f N 4


� ZPO S.249  N 10


� ZPO S.329  N 1


� ZPO S.329  N 1a


� ZPO S.330  N 2


� ZPO S.334  N 23


� ZPO S.334  N 24


� ZPO S.335  N 2


� ZPO S.335 f  N 2a


� ZPO S.332   N 1


�   ZPO S.9 N 36





